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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Das zum fünften Mal erscheinende, vom Forschungsinstitut Öffentlichkeit und
Gesellschaft (fög) herausgegebene Jahrbuch „Qualität der Medien“ stellte der
Schweizer Medienlandschaft das bisher schlechteste Zeugnis aus. Eine Analyse der
Front- und Einstiegsseiten von beinahe 30 Print- und Online-Medien zeigte, dass die
aktuelle Medienlandschaft von abnehmender Themenvielfalt, rückläufiger Reichweite
von qualitativ hochwertigen Medien und verstärkter Beachtung emotional aufgeladener
Themen - als Exempel für 2013 statuiert das Jahrbuch den Fall Carlos - geprägt ist. Der
Umstand, dass ein Drittel aller durch die 45 grössten Schweizer Zeitungen erzielten
Werbeeinnahmen auf die auflagestarken Gratis-Pendlerzeitungen entfalle, verstärke
diese Negativspirale, so die Autoren der Studie. Aufgrund dieser Schlussfolgerungen
begrüssen die Autoren neue medienpolitische Massnahmen, wie sie aktuell von der
Eidgenössischen Medienkommission (EMEK) diskutiert werden. Beim Verband
Schweizer Medien wurden die Studienergebnisse als parteipolitisch gefärbt
interpretiert. Fög-Leiter Kurt Imhof träume von einer vom Staat subventionierten und
kontrollierten Medienlandschaft und lege die Qualitätskriterien in seiner Studie auch
entsprechend fest. Das Jahrbuch untersuchte ferner die Präsenz der Parteien in den
Medien der Deutsch- und Westschweiz. 37% aller Nennungen entfielen 2013 auf die
SVP, womit sie die SP (20%), gefolgt von FDP (16%) und CVP (13%), klar hinter sich liess.
Während die Grünen noch 7% aller Parteinennungen ausmachen konnten, belief sich
die Präsenz der BDP und der Grünliberalen auf 4% resp. 2%. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.10.2014
MARLÈNE GERBER

Medienpolitische Grundfragen

An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz über
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben grössten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Grüne, SP, SVP), Dachverbände der
Gemeinden, Städte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Gemäss Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundsätzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (AI, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, NW, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen – trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung – die Grünen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbände und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstützung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewünscht hätten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
unnötig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus. 
Besonders häufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies gemäss Verfassung zulässig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Förderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeiträgen, die Verteilung der Abgabe für elektronische Medien
auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhängigkeit sowie die
Machtfülle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Förderung elektronischer Medien. 2
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